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Kubas Umweltpolitik im Zeichen der Krise

Andreas Benz

Mit dem Zerfall der Sowjetunion und des Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) geriet 
Kuba in eine tiefe ökonomische Krise, die die Wirtschaft des Landes vorübergehend fast zum 
Erliegen brachte. Als Teil ihrer strategischen Neuorientierung vollzog die kubanische Regierung 
gerade in der Phase der tiefsten Krise zu Beginn der 1990er Jahre eine weitreichende umweltpo-
litische Kehrtwende. Mit seiner Rede auf der UN-Konferenz zu Entwicklung und Umwelt in Rio 
1992 leitete Fidel Castro eine Abkehr vom bisherigen modernisierungstheoretischen Entwick-
lungsmodell ein und rief Nachhaltigkeit als neues Leitkonzept für Kubas Entwicklung aus. Der 
vorliegende Beitrag beleuchtet die wechselhafte Geschichte der staatlichen Umweltpolitik des 
(nach-) revolutionären Kubas. Umweltpolitik wird hier verstanden als der staatlich regulierte 

-
ellen Nachhaltigkeits-Rhetorik seit Beginn der Sonderperiode Anfang der 1990er Jahre und der 
umweltpolitischen Praxis in den strategisch bedeutsamen Devisensektoren Bergbau und Touris-
mus wird besondere Aufmerksamkeit geschenkt.

Einleitung

Nach dem Sieg der Revolution von 1959 verfolgte 
die kubanische Führung um Fidel Castro einen so-
zialistischen Entwicklungspfad der raschen nach-
holenden Modernisierung und Agro-Industriali-
sierung nach sowjetischem Vorbild. Die Schaffung 
sozialer Gleichheit und egalitärer gesellschaftlicher 
Teilhabe, der Auf- und Ausbau des Bildungs- und 
Gesundheitssektors sowie die Gewährung kosten-
freien Zugangs zu sozialen Dienstleistungen genos-
sen höchste Priorität (Díaz-Briquets, Pérez-López 
2000:5). Hinter diesen Zielen mussten Belange des 
Umweltschutzes zurückstehen. Aus einer instru-
mentellen Perspektive wurde Natur in der nach-re-
volutionären Umweltpolitik Kubas vor allem unter 
dem Aspekt der Bereitstellung von Ressourcen be-
trachtet, die der sozialen und ökonomischen Ent-
wicklung dienen sollten (Maal-Bared 2006:350).

des RGW 1991 geriet das bisherige kubanische 
Entwicklungsmodell in eine tiefe und existenziel-
le Krise. Das ressourcenintensive und hochgradig 
importabhängige agro-industrielle Wirtschaftsmo-
dell konnte nicht weitergeführt werden (Zeuske 
2016a:206-217). Die kubanische Führung reagier-
te mit einer Reihe von Wirtschaftsreformen, die auf 
eine graduelle Wiedereingliederung des Landes in 
die Weltwirtschaft und partielle Zulassung markt-
wirtschaftlicher Elemente abzielten. Das oberste 
Ziel bestand in der Sicherung der sozialen Errun-
genschaften der Revolution und der Weiterführung 
des sozialistischen Modells (Torres 2016: 1684). 
Um das dafür dringend benötigte Devisen-Kapital 
bereitzustellen, wurden Anreize für ausländische 

Investoren geschaffen, der internationale Touris-
mussektor stark ausgebaut, der Abbau von mine-
ralischen Rohstoffen für den Export intensiviert 
und die heimische Öl- und Gasextraktion mit Hilfe 
ausländischer Partner forciert (Suárez et al. 2012: 
2727).

Gleichzeitig und im scheinbaren Widerspruch 
zu den oben genannten Maßnahmen wurde eine 
Kehrtwende in der Umweltpolitik vollzogen. Um-
welt- und ressourcenschonendes Wirtschaften, 
organische Landwirtschaft und die Orientierung 
am Leitbild der Nachhaltigkeit sollten das neue 
entwicklungspolitische Paradigma bilden. Für sei-
ne Umsetzung wurde nach 1990 ein umfassender 
rechtlicher und institutioneller umweltpolitischer 
Rahmen geschaffen, der international Beachtung 
fand (Whittle, Rey Santos 2006:73).

In der Praxis zeigen sich jedoch erhebliche Wi-
dersprüche zwischen der proklamierten Nach-
haltigkeitswende und den realen ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Entwicklungen. Ange-
sichts einer wachsenden umweltpolitischen Kluft 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit stellt sich die 
zentrale Frage, ob Kuba im Kontext der anhalten-
den Wirtschaftskrise und dem ungebrochen hohen 
Bedarf an Deviseneinnahmen und ausländischen 
Investitionen seine seit den 1990er Jahren errun-
genen Umweltschutz- und Nachhaltigkeitsziele am 
Ende doch den ökonomischen Entwicklungszielen 
unterordnet. Viele Autoren teilen diese Befürch-
tung und sehen ernsthafte Anzeichen dafür (Díaz-
Briquets, Pérez-López 2000; Gerhartz-Abraham et 
al. 2016:73; Whittle, Rey Santos 2006), während 
andere eine deutlich optimistischere Sicht auf die 
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Erfolgsaussichten des bisherigen Weges aus der 
Krise und hinsichtlich der Vereinbarkeit der un-
terschiedlichen Zieldimensionen vertreten (Bell 
2011; Levins 2005; Morris 2014; Stricker 2010; 
Wilkinson 2008).

Der vorliegende Beitrag möchte diese zentrale 
Frage beleuchten und dabei die wechselnden Per-
spektiven auf Natur und Umwelt im Kontext der 
sozialen und ökonomischen Entwicklung seit der 
kubanischen Revolution nachzeichnen sowie ihre 
inhärenten Widersprüche offenlegen. Besonderes 
Augenmerk wird dabei zum einen auf die Rolle 
der Umwelt im Kontext des sozialistischen Ent-
wicklungspfades bis Ende der 1980er Jahre gelegt 
und zum anderen auf die scheinbar unvereinbaren 
Krisenbewältigungsstrategien der kubanischen Re-
gierung seit Anfang der 1990er Jahre, die sowohl 

umweltpolitischen Instrumentariums geführt ha-
ben als auch zum intensiven Ausbau strategisch 
bedeutsamer Devisen-Sektoren unter offensichtli-
cher Missachtung der selbstgesetzten umweltpo-
litischen Standards und Regelungen. Schließlich 
wird versucht, die beiden scheinbar widersprüch-
lichen Tendenzen in einer differenzierten Betrach-
tung gegeneinander abzuwägen und zu deuten.

Entwicklung wider die Umwelt?  
Das kubanische Entwicklungsmodell  
nach der Revolution 

Kuba orientierte sich nach der Revolution 1959 am 
Vorbild des sowjetischen Entwicklungsmodells, bei 
dem die Modernisierung von Wirtschaft und Ge-
sellschaft oberste Priorität genoss (Ammerl et al. 
2006:129). Inspiriert von sowjetischen Entwick-
lungsplänen und in Anlehnung an den dortigen 
Duktus wurde eine „rapid and inexorable transfor-
mation of a backward society“ (Díaz-Briquets, Pé-
rez-López 2000:5) zum obersten staatlichen Ent-
wicklungsziel erklärt.

Die natürliche Umwelt wurde hier vor allem als 
zweckdienliche und strategische Ressource gese-
hen, die auf Basis von voranschreitender Beherr-
schung und Ausbeutung von Natur für die soziale 
und ökonomische Entwicklung genutzt werden 
sollte (Suárez et al. 2012: 2725). Belange des Um-
weltschutzes spielten dabei so gut wie keine Rolle 
(Maal-Bared 2006:350). Fidel Castro brachte diese, 
an das marxistisch-leninistische Naturverständnis 
anknüpfende Sichtweise in fast epischen Worten 
in einer Rede von 1966 zum Ausdruck: „We will 

because, in the end, thus has been the story of 

mankind; to struggle to overcome the laws of na-
ture, to struggle to dominate nature and to have it 
serve mankind” (Castro 1966, zit. in Díaz-Briquets, 
Pérez-López 2000:13). Diese Haltung war gerahmt 
vom ungebrochenen Entwicklungsoptimismus der 
1960er Jahre und einer technologischen Machbar-
keitshybris, die von einer völligen Kontrolle und 
Beherrschung der Natur durch den Menschen aus-
ging. In einer Rede von 1970 skizzierte Fidel Castro 
weitere Aspekte seiner Vision der Naturbeherr-
schung im Dienste der sozialistischen Entwick-
lung: „[We have to] complete the task of conque-

conquer nature. Unless we conquer nature, nature 
will conquer us“ (Castro 1970, zit. in Díaz-Briquets, 
Pérez-López 2000:17).

In der Landwirtschaft wurde das Modell der „Grü-
nen Revolution“ (Maal-Bared 2006:350) nach so-
wjetischem Vorbild verfolgt und eine intensive, 
mechanisierte und industrielle Landwirtschaft mit 
massivem Einsatz von Kunstdünger und Pestiziden 

-
ben (Stricker 2010:189). Um diese industrialisierte 
intensive Landwirtschaft durchführen zu können, 
war Kuba hochgradig von Importen der benötigten 
Betriebsmittel wie Landmaschinen, Ersatzteilen, 
Treibstoff, Düngemitteln und Pestiziden abhängig 
(Cabello et al. 2012:587). Bis 1989 war Kuba zum 
zweitgrößten Verbraucher von Kunstdünger und 

-
amerikas aufgestiegen (Ammerl et al. 2006:133). 
Die landwirtschaftlichen Bewässerungssysteme 
wurden massiv ausgebaut. Der Anteil der bewäs-

Pérez-López 2000:13; Maal-Bared 2006:354). 
Aufgrund vertraglicher Vereinbarungen mit der 
UdSSR und ab 1972 mit dem RGW konnte Kuba 
Zucker zu stark subventionierten Preisen exportie-
ren und erhielt im Gegenzug vergünstigte Importe 
von Erdöl, Maschinen und Agro-Chemikalien aus 
den Partnerländern (Hoffmann 2009:95; Zeuske 
2016a:199). Wie schon vor der Revolution bildete 
Zucker das wichtigste Exportgut und den Kern der 
kubanischen Wirtschaft (Maal-Bared 2006:350). 
Der Zuckerexport erzielte bereits Mitte der 1960er 

et al. 2012: 2726), bis 1975 stieg dieser Anteil bis 

-
turen erfuhr nach 1959 eine massive Ausweitung, 
die sich nicht nur in der Gründung von mehr als 
150 Zuckerfabriken widerspiegelte (Ammerl et al. 
2006:129), sondern auch in dem symbolisch be-
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deutsamen Ziel der ‚gran zafra‘, der staatlich ver-
ordneten Rekord-Zuckerernte von angestrebten 10 
Mio. t im Jahr 1970, mündete – tatsächlich konnten 
8,5 Mio. t erzielt werden (Hoffmann 2009:94; Zeus-
ke 2016a:196-197).

Dieser planwirtschaftlich erzwungene Struktur-
wandel in der Landwirtschaft, der von einigen 

-
onen und seiner ganz realen agro-industriellen Di-
mensionen auch als Ausdruck einer Ideologie des 
„Farm Gigantismus“ (Díaz-Briquets, Pérez-López 
2000:11) oder eines „Gigantismus zentralistischer 
Utopien“ (Zeuske 2016a:194) gedeutet wurde, war 
mit einer ganzen Reihe negativer Begleiterschei-
nungen verbunden. Díaz-Briquets und Pérez-López 
(2000:5, 9) machen vor allem die Ausweitung der 
kapitalintensiven industriellen Landwirtschaft für 
die zunehmende Umweltdegradation nach 1959 
verantwortlich. Ähnlich wie in der Sowjetunion 
und den sozialistischen Staaten Osteuropas er-
folgte in Kuba eine zentralistische Agrarplanung 
unter Missachtung lokaler Umweltbedingun-
gen und mangelnder Beteiligung lokaler Akteure 
an Entscheidungsprozessen, die zu einem nicht 
nachhaltigen Umgang mit Naturressourcen und 
zu Umweltdegradation führte (Díaz-Briquets, Pé-
rez-López 2000:5). Vorgaben und Anreizsysteme 
für Verwalter der lokalen Produktionseinheiten 
orientierten sich ausschließlich an der Erfüllung 
der von der Staatsführung vorgegebenen Produk-
tionsziele. Unter welchen Umweltfolgen die Plan-
vorgaben erfüllt wurden, spielte keine Rolle (Díaz-
Briquets, Pérez-López 2000:5).

Die Folgen der intensiven industriellen Landwirt-
schaft auf Kuba reichen von Bodendegradation 
(Erosion, Verdichtung durch Einsatz schwerer 
Landmaschinen, Versalzung in Folge unangepass-
ter Bewässerung, Versauerung, Staunässe, Deser-

Küsten (Kontamination, Überdüngung, Pestizidein-
trag, Einleitung oder Versickern toxischer Abfälle 
aus der Zuckerindustrie, Salzwasserintrusionen in 
Grundwasserkörper und saisonale Austrocknung 
von Flüssen aufgrund von Aufstauung und Was-
serentnahme zu Bewässerungszwecken) bis hin 
zu Entwaldung, Habitat- und Biodiversitätsverlust 
(Cabello et al. 2012:587-588; Stricker 2010:189). 
Nach Angaben der Nationalen Umweltstrategie von 

-
-

ten Formen der Bodendegradation betroffen.

In Anbetracht der zentralen Bedeutung der Zucke-
rexportwirtschaft strebte Kuba bereits im ersten 

Fünf-Jahres-Plan von 1962 eine nachholende Ent-
wicklung durch rasche Modernisierung und den 
forcierten Übergang von einem reinen Agrar- zu 
einem exportorientierten „Agro-Industrieland“ 
an (Suárez et al. 2012: 2726). Als zweiter wichti-
ger Exportsektor wurde ab dem dritten Fünf-Jah-
res-Plan von 1971 der Nickel-Bergbau stark aus-
geweitet (Suárez et al. 2012: 2727), was in den 
Prospektions- und Fördergebieten mit massiver 
Landschaftsdegradation und Grundwasserbelas-
tung verbunden war (Díaz-Briquets, Pérez-López 
2000:9).

Die angestrebte nachholende Industrialisierung – 
mit einem im fünften Fünf-Jahres-Plan von 1981 
vorgesehenen Anteil des sekundären Sektors von 

-
-

hend aus (Hoffmann 2009:92). Trotz ihres gerin-
gen Beitrags zur Gesamtwirtschaftsleistung Kubas 
waren die wenigen modernen Industriesektoren, 
insbesondere der Nickel-Bergbau, die Chemie-, 
Zement- und Stahl-Industrien sowie nachgelager-
te Zuckerrohr-Derivat-Industrien, wie etwa Pa-
pierherstellung, für weitreichende Umweltbelas-
tungen verantwortlich. Sie trugen wesentlich zur 
Verunreinigung der Gewässer durch Einträge von 
chemischen und organischen Stoffen sowie zur 
Belastung der Atmosphäre durch Emissionen von 
Luftschadstoffen und Stäuben bei (Díaz-Briquets, 
Pérez-López 2000:10).

Bis 1990 nahmen die Umweltbelastungen und Um-
weltdegradationserscheinungen in Kuba insgesamt 
stark zu und erreichten ein „sehr kritisches“ Niveau 
(Maal-Bared 2006:350). Diese Entwicklungen wur-
den von der Staatsregierung vor 1992 jedoch weit-
gehend ignoriert oder kleingeredet (Díaz-Briquets, 
Pérez-López 2000:6-7).

Das „Ergrünen“ der Revolution nach 1990 
– Umweltschutz aus Not oder Tugend?

Mit dem Zerfall der Sowjetunion und des RGW, mit 

abgewickelt hatte (Zeuske 2016a:206), geriet Kuba 
Anfang der 1990er Jahre in eine tiefe ökonomische 
Krise. Die subventionierten Importe von Erdöl, 
Maschinen, Ersatzteilen, Düngemitteln und Pesti-
ziden, die die Basis des kubanischen Entwicklungs-
modells gebildet hatten, brachen zwischen 1989 

Aufgrund des allgegenwärtigen Mangels kam die 
Wirtschaft vorübergehend fast zum Erliegen (Mor-
ris 2014:16; Stricker 2010:185). Zwischen 1989 



88

Andreas Benz

zurück (Morris 2014:15). Es kam zu schweren Ver-
sorgungskrisen bei Nahrungsmitteln, Medikamen-
ten und Gütern der Grundversorgung (Hoffmann 
2009:104; Zeuske 2016a:207). Die Elektrizitäts-
produktion ging wegen Brennstoffmangels im Jahr 

Als Teil ihrer strategischen Neuorientierung in der 
1993 von Fidel Castro ausgerufenen „Sonderperi-
ode in Friedenszeiten“ vollzog die kubanische Re-
gierung gerade in der Phase der tiefsten Krise eine 
weitreichende umweltpolitische Kehrtwende. Mit 
seiner richtungsweisenden Rede auf der UN-Konfe-
renz für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 
1992 leitete Fidel Castro eine Abkehr vom bishe-
rigen Entwicklungsmodell ein und rief Nachhaltig-
keit als neues Leitkonzept für Kubas Entwicklung 
aus (Bell 2011:244).

Im Zuge dieser rhetorischen Wende zur Nachhal-
tigkeit wurden auch die Sichtweisen auf Umwelt 

-
schutzes erhielten politische Priorität. Dies führte 
zu einer Neuausrichtung der Umweltpolitik Kubas, 
die in der Schaffung neuer Institutionen, der Ver-
abschiedung umfangreicher Umweltgesetze und 
der Ausweisung zahlreicher Schutzgebiete zum 
Ausdruck kam (Ammerl et al. 2006:135). Das Prin-
zip der nachhaltigen sozialen, ökonomischen und 
ökologischen Entwicklung wurde unmittelbar nach 
Castros Rede in Rio 1992 durch Verfassungszusät-
ze in Art. 27 der kubanischen Verfassung verankert 
(Gerhartz-Abraham et al. 2016:71).

Kuba erfährt seither viel internationales Lob für 
seine nachhaltigkeitsorientierte Politik, die von 
manchen Beobachtern bereits als Vorbild für an-
dere Länder gehandelt wird (Cabello et al. 2012; 
Stricker 2010:185; Whittle, Rey Santos 2006:95). 
Der WWF bezeichnete Kuba im Jahr 2006 sogar als 
die weltweit einzige Nation, die alle Kriterien einer 
nachhaltigen Entwicklung erfülle (WWF 2006:19).

Im Rahmen der umweltpolitischen Wende wurden 
nun erstmals Umweltzerstörung und Ressourcen-
degradation in Kuba von der Regierung öffentlich 
zur Kenntnis genommen und als Problemfelder 

-
satz zum bislang üblichen Vertuschen und Klein-
reden benannte Castro in seiner Rede in Rio vor 
aller Weltöffentlichkeit klar die gravierenden Um-
weltprobleme Kubas, von der Verschmutzung der 
Küsten und der Gewässer, über die Erosion und 
Degradation der Böden durch intensive Landwirt-
schaft und Bergbau bis hin zu Küstenerosion und 

Versalzung (Díaz-Briquets, Pérez-López 2000:7-8).

Gleichzeitig wurde versucht, den Beginn der 
umweltpolitischen Neuorientierung weit in die 
vorangegangene Phase der ressourcen- und na-
turintensiven sozialistischen Modernisierung 

Schritte verwiesen, die in den 1980er Jahren un-
ternommen wurden, wie 1981 die Verabschiedung 
des ersten Umweltschutzgesetzes Kubas (Gesetz 
Nr. 33: Gesetz zum Schutz der Umwelt und der rati-
onalen Ressourcennutzung). Fidel Castro sah in ei-
ner Rede 1993 gar den Beginn des neuen Umwelt-
bewusstseins auf Kuba als unmittelbar mit dem 
Sieg der Revolution gekommen: „The concern for 
protection and conservation of resources, conside-
red the property of all the people, began in Cuba 
with the revolutionary victory of 1959“ (Castro 
1993, zit. in Díaz-Briquets, Pérez-López 2000:7). 
Entsprechend wurde die Verantwortung für die 

-
ten Umweltschäden der früheren Sowjetunion und 
anderen RGW-Staaten angelastet, die die Nutznie-
ßer der Ausbeutung von Kubas Natur im Rahmen 
der Zucker-Exportwirtschaft gewesen seien und 
die Mittel dafür bereitgestellt hätten. Die Gleichset-
zung des sowjetischen Modernisierungsmodells, 
das aus kubanischer Perspektive nun als ein von 
außen aufoktroyiertes Modell betrachtet wurde, 
mit ‚Entwicklung‘ und ‚Fortschritt‘ wurde in den 
1990er Jahren in Kuba zunehmend in Frage gestellt 
(Díaz-Briquets, Pérez-López 2000:10-14).

Unmittelbar nach der Rio-Konferenz 1992 begann 
die Führung in Kuba mit der Umsetzung der neuen 
Nachhaltigkeitsleitlinien, indem Schritt für Schritt 
eine umfassende Umweltgesetzgebung geschaffen 
und eine differenzierte institutionelle Struktur für 
deren Implementierung und Überwachung ins Le-
ben gerufen wurden. Als einer der ersten Schritte 
wurde 1993 das umfangreiche Nationale Programm 
zu Umwelt und Entwicklung (PNMAD – Progra-
ma Nacional sobre Medio Ambiente y Desarrollo) 
verabschiedet, das 214 Ziele und 816 Maßnahmen 
zu Umweltschutz und nachhaltiger Ressourcen-
nutzung beinhaltet (Díaz-Briquets, Pérez-López 
2000:8). Als entscheidender Schritt der instituti-
onellen Verankerung der neuen Umweltpolitik gilt 
die Schaffung des Ministeriums für Wissenschaft, 
Technologie und Umwelt (CITMA – Ministerio de 
Ciencia, Tecnología y Medio Ambiente) im Jahr 
1994 (Houck 2000:19). Dort wurden die Leitlinien 
der neuen nationalen Umweltpolitik weiterentwi-
ckelt, koordiniert und landesweit umgesetzt. Dem 
CITMA angegliedert ist das Nationale Zentrum für 
Schutzgebiete (Centro Nacionál de Áreas Protegi-
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das – CNAP), das für die Einrichtung und das Ma-
nagement von Naturschutzgebieten zuständig ist 
(Whittle, Rey Santos 2006:79-83). Mit dem Gesetz 
zum Nationalen System der Schutzgebiete wurde 

nach einheitlichen, hierarchischen Schutzstufen 
basierend auf internationalen Standards einge-
führt und hunderte ausgewählter Naturräume un-
ter ihren Schutz gestellt (Suárez et al. 2012: 2730). 
Das CNAP verwaltet seither über 260 Schutzge-
biete unterschiedlicher Kategorie, die zusammen 

-
fel 2007:26-39). Viele Schutzgebiete Kubas, einem 
Biodiversitätshotspot mit der größten Artenvielfalt 
in der Karibik und einem Anteil endemischer Arten 

höchste Schutzstandards und internationale Aner-
kennung als UNESCO-Weltnaturerbe (Maal-Bared 
2006:350).

1997 wurde ein umfassendes neues Umweltge-
setz (Gesetz Nr. 81) verabschiedet, das eine Reihe 
neuer Institutionen zur Durchsetzung der Umwelt-
richtlinien etablierte und die Zuständigkeiten und 
Entscheidungsbefugnisse im Umweltschutzbereich 
neu festlegte (Cabello et al. 2012:583). Es enthält 
zudem ein umfassendes Umweltstrafrecht, mit 
dem Verstöße gegen Umweltrichtlinien zivil- und 
strafrechtlich verfolgt werden können und das den 
Bürgern ein Klagerecht einräumt (Bell 2011:244).

Im selben Jahr wurde die erste „Nationale Umwelt-
strategie“ (Estrategia Ambiental Nacional) von 
CITMA ausgearbeitet, die Ziele und Maßnahmen 
auf dem Weg zu nachhaltiger Entwicklung festhält. 
In den Jahren 2007 und 2011 wurden aktualisierte 
Nationale Umweltstrategien veröffentlicht (Suárez 
et al. 2012: 2730).

In rascher Folge wurden in den darauf folgenden 
Jahren weitere Umweltgesetze verabschiedet, wie 
etwa 1998 das Waldgesetz, 1999 das Gesetz zur 
obligatorischen Umweltverträglichkeitsprüfung,  
2000 das Gesetz zur Ahndung von Umweltdelikten 
sowie im selben Jahr das Küstenzonen-Manage-
ment Gesetz (Gerhartz-Abraham et al. 2016:71; 
Whittle, Rey Santos 2006:84).

Neben der Schaffung einer soliden umweltgesetz-
lichen Grundlage rief die kubanische Führung 
zahlreiche Einzelprogramme im Umweltbereich 
ins Leben, wie das Nationale Programm zur Wie-
deraufforstung und das Nationale Programm zum 

al. 2012: 2730).

Eine ganze Reihe von Programmen richtete sich 
auf den Energiesektor, der durch den Wegfall der 
vergünstigten Erdölimporte besonders hart von 
der Krise betroffen war. Mit dem Ziel der Ver-

Energiespar-Programme aufgelegt und energiebe-
zogene Umweltbildungsprogramme durchgeführt 
(Suárez et al. 2012: 2715). Angesichts der akuten 

-
kraftwerke verschärft hatte, beschloss die kubani-
sche Regierung im Januar 2006 ein umfangreiches 
Notprogramm (Cabello et al. 2012:585; Stricker 
2010:192). Die sogenannte „Energie-Revolution“ 

durch energiesparende neue Modelle zu ersetzen 
sowie verbrauchsärmere Kraftfahrzeuge und LKWs 
zu fördern (Suárez et al. 2012: 2729). Bis 2012 
wurden 9,5 Mio. Glühbirnen durch Energiespar-
lampen und über 2,5 Mio. alte Kühlschränke durch 

-
völkerung kostenfrei oder zu niedrigen Preisen zur 
Verfügung gestellt wurden (Bell 2011:246; Cabello 
et al. 2012:585). Zudem wurde ein rascher staat-
licher Ausbau erneuerbarer Energien beschlossen. 
Ein ambitioniertes Photovoltaik-Programm statte-
te bis 2010 über 8000 Haushalte, Schulen, Gesund-
heitsstationen und Kulturzentren in peripheren 
ländlichen Regionen mit Solarmodulen aus (Stri-
cker 2010:194). Der Anteil erneuerbarer Energien 

aus Bagasse-Kraftwerken stammten. Wind- und 
Solaranalgen kamen zusammen auf weniger als 

2012: 2728).

Tatsächlich setzte die ‚Energie-Revolution‘ auch 
weiterhin auf die fossilen Energieträger Öl und Gas 
und auf den Ausbau entsprechender Energiesys-
teme (Stricker 2010:194). Zur Sicherung der Ver-
sorgungslage wurde ein dezentrales landesweites 
Netzwerk aus Schweröl- und Dieselgeneratoren 
zur Stromerzeugung aufgebaut und die heimische 
Öl- und Gasförderung massiv ausgeweitet (Suárez 
et al. 2012: 2729). Die Energie-Revolution, die of-

-
versorgung dargestellt wurde, bedeutete in Wirk-
lichkeit eine Verfestigung des außergewöhnlich 
hohen Anteils fossiler Energieträger.

Im Bereich der Landwirtschaft konnten nach dem 
Ausbleiben der subventionierten Maschinen-, 
Treibstoff- und Agrochemie-Importe die ressour-
cenintensiven industriellen Agrarsysteme nicht 
weitergeführt werden (Maal-Bared 2006:350). In 
der Folge brachen nicht nur die Zuckerrohrproduk-
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tion und die Außenhandelserlöse massiv ein, son-
dern es kam auch zu einer Verknappung der Nah-
rungsmittel bis hin zur Versorgungskrise aufgrund 

-
möglichkeiten. Die landwirtschaftliche Produkti-
onsmenge ging auf etwa die Hälfte zurück (Ammerl 
et al. 2006:134).

Die kubanische Führung reagierte auf diese Nah-
rungsmittelkrise, indem sie eine radikale Wende 

-
lichen Intensivlandwirtschaft hin zur kleinteiligen, 
dezentralen und auf den Prinzipien des ökologi-
schen Landbaus basierenden Landwirtschaft voll-
zog (Cabello et al. 2012:588). Durch urbanen oder 
stadtnahen Landbau, der im Zuge des Programms 
zur Urbanen und Suburbanen Landwirtschaft ge-
fördert wurde (Páez 2013), sollten angesichts des 
Treibstoffmangels die Transportwege zum Ver-

Städten, Dachterrassen und selbst Balkone wurden 
zu Gemüsebeeten und Schweinekoben umfunkti-

-

verbuschten (Ammerl et al. 2006:129-130). Dün-
gemittel wurden nun organisch aus Kompostie-
rungsanlagen gewonnen. Mit den ‚Organipónicos‘ 
entstanden größere, oft von Kooperativen geführte 
Gemüsebaubetriebe in städtischen Gebieten, die 
wesentlich zur Verbesserung der Versorgungsla-
ge in den Städten nach 1990 beitrugen (Stricker 
2010:190). Die neue Form der urbanen Landwirt-
schaft in Kuba gilt als Erfolgsmodell. Etwa 300.000 
neue Arbeitsplätze wurden geschaffen (Stricker 
2010:190). Basierend auf Lernprozessen und Inno-
vationen konnten Produktionsmenge und Qualität 
kontinuierlich gesteigert werden (Páez 2013:15).

Kuba erntete international viel Lob und Anerken-
nung für die Umstellung seiner Agrarwirtschaft, 
die oft als Wende hin zu einer nachhaltigeren und 
ökologischen Landwirtschaft interpretiert wurde, 
die Vorbildcharakter für andere Staaten habe. Doch 
auch mit dem neuen Ansatz der dezentralen orga-
nischen Landwirtschaft konnte die Abhängigkeit 
Kubas von Nahrungsmittelimporten nicht verrin-

Nahrungsmittel eingeführt werden (Cabello et al. 
2012:588). Damit ist Kuba vom selbstgesteckten 
Ziel der Nahrungsmittelautarkie noch weit ent-
fernt (Stricker 2010:190).

Bei den Restrukturierungsbemühungen in den vor-
gestellten Sektoren zeigt sich eine eigentümliche 
Mischung aus Maßnahmen, die im Zuge der Neu-

orientierung auf eine nachhaltigere Entwicklung 
ergriffen wurden, anderen Maßnahmen, die den 
ökonomischen Erfordernissen geschuldet sind, 
und solchen, die beide Zieldimensionen zu bedie-
nen scheinen. Viele erzwungene Einsparungsmaß-
nahmen konnten zugleich als Fortschritt auf dem 
Weg zu mehr Nachhaltigkeit präsentiert werden. 
Diese Beobachtung wirft die Frage auf, ob die um-
weltpolitische Kehrtwende seit 1992 nicht nur eine 
geschickte diskursive Strategie zur positiven Um-
deutung von unpopulären Maßnahmen darstellt, 
die aus der Not der Krise heraus ergriffen werden 
mussten.

Zunächst erscheint die Argumentation plausibel, 
die umweltpolitische Wende vor allem auf Sach-
zwänge im Kontext der Krise zurückführen. Auf-
grund des Wegfalls der subventionierten Importe 
von Energiestoffen, Chemikalien, Maschinen und 
Ersatzteilen aus den RGW-Staaten war Kuba ge-
zwungen, sein ökonomisches Entwicklungsmo-
dell grundsätzlich zu reformieren. Die bisherige 

-
gie- und Ressourceninputs angewiesen war, konn-
te ohne diese Importe nicht mehr weitergeführt 
werden (Díaz-Briquets, Pérez-López 2000:22). 
Kuba musste seine Wirtschaft umstrukturieren, 
um die Abhängigkeit von importierten Ressour-
cen zu reduzieren (Cabello et al. 2012:574). Diese 
Restrukturierung der Produktions- und Konsum-
muster erfolgte daher alles andere als freiwillig, 
und so wurde Kuba mehr aus Not als aus Tugend 
zum ‚nachhaltigsten Land der Erde‘ mit hohem 
Entwicklungsstand bei zugleich geringem ökolo-
gischen Fußabdruck: „Cuba would probably like to 
have a larger footprint; it would like to have access 
to more resources. They were forced to be much 

like to be” (Wackernagel 2007). Dies zeigt sich auch 
daran, dass während der Phase der nachholenden 
Industrialisierung und Modernisierung der ökolo-
gische Fußabdruck Kubas zunächst ausgehend von 
1,4 gha (Globale Hektar)/Person stark angestiegen 
ist und sich ab den späten 1970er Jahren auf einem 
hohen Niveau von 2,5 bis 2,7 gha/Person einge-
pendelt hat (Abb. 1), ein Wert, der zu dieser Zeit 
deutlich über dem anderer Karibik-Staaten lag. Mit 
Eintreten der ökonomischen Krise nach 1990 sank 
der Wert auf 1,6 gha/Person. Bis 2013 hat er sich 
wieder auf einen Wert von 1,9 gha/Person erhöht 
(Global Footprint Network 2017).

Durch den Zusammenbruch des alten, ressourcen-
intensiven Wirtschaftsmodells ergab sich zwangs-

-
cenverbrauchs sowie der Umweltbelastungen aus 
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Industrie und Landwirtschaft. Dadurch bewirkte 
die ökonomische Krise quasi en passant deutliche 
positive ökologische Effekte (Díaz-Briquets, Pé-
rez-López 2000:22; Maal-Bared 2006).

Abb. 1: Entwicklung des ökologischen Fuß-
ab-drucks Kubas (in gha/Kopf), 1961–2013
Quelle: Global Footprint Network 2017.

Einige Autoren  widersprechen der These, dass die 
ökologische Wende nach 1990 einzig aus der Not 

-
mentiert, dass die Voraussetzungen für Umwelt-
schutz und Nachhaltigkeit in einem sozialistischen 
System viel eher gegeben seien, da hier anders als 

-
tierten Partikularinteressen auf Umweltressourcen 
gerichtet sind, sondern das langfristige Wohl der 
gesamten Gesellschaft im Fokus stehe. So schreibt 
etwa Levins (2005:23): „Socialist social arrange-
ments and ideological priorities made ecological 
development an almost ‘natural’ correlate of the 
economic and social development. ... Socialism 
made ecological choices more likely.” Kritiker wi-
dersprechen dieser Behauptung mit dem Hinweis 
auf die ökologischen Folgen, die die sozialistischen 
Systeme in Russland und Osteuropa gezeitigt ha-
ben (Díaz-Briquets, Pérez-López 2000:1-2).

Andere Autoren verweisen auf die schon in den 
1980er Jahren einsetzenden Umweltschutzbemü-
hungen, wie sie beispielsweise im ersten nationalen 
Ökologie-Kongress von 1980 (Stricker 2010:189) 
oder im ersten kubanischen Umweltschutzgesetz 
von 1981 zum Ausdruck kommen (Bell 2011:245). 
Aus dieser Sichtweise stellt die Agrarwende hin zu 
ökologischer Landwirtschaft eine längst überfälli-
ge Reform dar, die schon vor 1990 die bessere Op-
tion gewesen wäre, da das bisherige agro-industri-
elle Modell sowohl mit hohen ökologischen Kosten 

als auch mit externer Abhängigkeit verbunden war 
(Stricker 2010:189-190).

Folgt man jedoch der These des erzwungenen Cha-
rakters der Wende, so erscheint das Narrativ eines 
aus freien Stücken und ökologischer Überzeugung 
gewählten alternativen Weges als nachträgliches 
Kaschieren der Zwangslage in der Krise und der 
einhergehenden erzwungenen Umstellung auf ka-
pital-, ressourcen- und importextensive Produkti-
onsweisen. Aus dieser Perspektive schien es der 
kubanischen Führung vor allem um Gesichtswah-
rung und um die Demonstration von Handlungsfä-
higkeit zu gehen, um nicht als Getriebene der Krise 
dazustehen. So konnte der krisenbedingte Verzicht, 
z.B. auf den Einsatz von Agrochemie, als bewusst 
und aufgrund idealistischer Ziele aktiv selbst ge-
wählt dargestellt werden.

Shades of Green – Widersprüche zwischen 
staatlicher Nachhaltigkeitsrhetorik und 
umweltpolitischer Praxis

Auf der programmatischen Ebene hat Kuba seit 
1992 eine solide Grundlage für verbesserten Um-
welt- und Naturschutz sowie die Orientierung auf 
ein nachhaltigeres Wirtschaften geschaffen. Das 

-
de Umsetzung der beschlossenen Leitlinien, Ziele 
und Maßnahmen dar (Díaz-Briquets, Pérez-López 
2000:6). Insbesondere zeigt sich, dass in Abhängig-
keit von überlagerten Interessen anderer Sektoren 
die Umweltrichtlinien nicht immer konsequent an-
gewendet werden.

Kuba leidet seit Beginn der sogenannten Sonderpe-
riode Anfang der 1990er Jahre massiv an Devisen-
mangel. Für den internationalen Schuldendienst 
und zur Vermeidung der Zahlungsunfähigkeit 
(Torres 2016: 1686; Wilkinson 2008:983) sowie 
für dringend benötigte Importe von Energiestof-
fen, Produktionsmitteln, Verbrauchsgütern und 
Nahrungsmitteln wurden große Mengen Devisen 
benötigt (Cabello et al. 2012:588). Ein wichtiger 
Teil der Krisenbewältigungspolitik lag daher im 
Ausbau von devisenträchtigen Sektoren, die vor al-
lem im Bergbau und im internationalen Tourismus 
ausgemacht wurden. Im Rahmen von Import-Sub-
stitutionsstrategien und Re-Exportstrategien wur-
den zudem die heimische Erdölförderung und der 

et al. 2012: 2727).

Zwischen 1990 und 2009 konnte die heimische 
Öl- und Gasförderung mehr als verfünffacht wer-
den (Suárez et al. 2012: 2728). Da das heimische 
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Erdöl für den Weltmarkt aufgrund hohen Schwe-
felgehalts von zu schlechter Qualität ist, wird es 
hauptsächlich zur heimischen Stromproduktion 
verwendet. Trotz steigender heimischer Förderung 
konnte die Abhängigkeit von importiertem Erd-
öl kaum reduziert werden, so dass bis heute über 

müssen und große Devisenaufwendungen zur Auf-
rechterhaltung der Energieversorgung nötig sind 
(Suárez et al. 2012: 2728).

Wegen ihrer zentralen strategischen Bedeutung 
für die Devisenbeschaffung wurden und werden 
in den Sektoren Tourismus, Bergbau und Ölförde-
rung weit reichende politisch-ideologische Kom-
promisse eingegangen, die mit der Zulassung von 
privatwirtschaftlichen Elementen, internationalen 
Investoren und einer Parallelwährung sowohl ge-
gen Ideale der Revolution als auch gegen die Ideale 
der ökologischen Nachhaltigkeit verstoßen.

Nach der Übergabe der Staatsführung an Raúl Cas-
tro im Jahr 2006 erfolgten die „weitreichendsten 
Reformen seit fünf Dekaden,“ die zu einem „histo-
rischen Wandel im kubanischen sozio-ökonomi-
schen Modell“ geführt haben (Torres 2016: 1683). 
Sie umfassten neben nationalen Wirtschaftsrefor-
men, wie der Zulassung der Selbstständigkeit oder 
privater Kleinstunternehmen, insbesondere die 
Öffnung für ausländische Investitionen mit attrak-
tiven Steuervergünstigungen in allen Bereichen 
der kubanischen Wirtschaft mit Ausnahme weni-
ger Schlüsselsektoren, wie Bildung, Gesundheit 
und Verteidigung (Nau 2016:14-15; Torres 2016: 
1688). Die Neuausrichtung der kubanischen Wirt-
schaftspolitik und die angestrebte stärkere Ein-
bindung in den Weltmarkt sollten das Außenhan-

Deviseneinnahmen, stark erhöhen (Gerhartz-Abra-
ham et al. 2016:72). Daher erfolgte die Förderung 
von ausländischen Investitionen insbesondere in 
den strategischen Devisensektoren Tourismus, 
Bergbau und Erdölförderung (Suárez et al. 2012: 
2727).

Das Ziel der Reformen war es, trotz der ökonomi-
schen Krise die Errungenschaften des kubanischen 
Wohlfahrtstaats und das Ideal der sozialen Gerech-
tigkeit aufrechtzuerhalten (Torres 2016: 1684). 
Torres (2016) wirft jedoch die berechtigte Frage 
auf, ob die ergriffenen Maßnahmen mittelfristig 
nicht genau diejenigen Errungenschaften der Re-
volution erodieren, die sie beschützen sollen. Da-
mit scheinen nicht nur die ökologische Dimension 
der Nachhaltigkeit von den ökonomischen Reform-

maßnahmen in Frage gestellt, sondern auch die so-
ziale und ökonomische.

Tatsächlich hat in Folge der Zulassung privatwirt-
schaftlicher Elemente in ausgewählten Sektoren 
und des Systems der Parallelwährungen die Ein-
kommensungleichheit in Kuba stark zugenom-
men (Torres 2016: 1684; Zeuske 2016b:44). Im 

-
wohl eine „Schicht Neureicher entstanden, die 
ihren Wohlstand ungeniert zur Schau stellt“, als 
auch „eine neue Armut“ (Hoffmann 2015:6). „Zwi-
schen Gewinnern und Verlierern der Reformen 
hat sich … eine tiefe soziale Kluft aufgetan, wie sie 
die kubanische Gesellschaft seit 1959 nicht mehr 
kannte“ (Nau 2016:16). Das von der kubanischen 
Regierung emphatisch vertretene Bekenntnis zu 
den Idealen der Revolution und der sozialen und 
ökologischen Nachhaltigkeit tritt hier offensicht-
lich hinter das Primat nationaler strategischer 
Überlegungen und Interessen zurück. Einige Auto-
ren interpretieren das Vorgehen der kubanischen 
Regierung als eine Strategie, bei der in Schlüssel-
bereichen Kompromisse und „Konzessionen an 
den Kapitalismus“ (Bell 2011:249) eingegangen 
werden, um das Gesamtprojekt des Sozialismus zu 
retten, „to use capitalism to save socialism“ (Taylor 
2009:4). Die Tatsache, dass „gerade die politische 
Elite in Staatsapparat, Partei und Militär … eng mit 
den lukrativen Positionen in den neuen Marktsek-
toren verwoben“ (Hoffmann 2015:6) ist, lässt aber 
vermuten, dass es hierbei nicht oder zumindest 
nicht nur um die Rettung des sozialistischen Pro-
jekts, sondern auch um handfeste Partikularinter-
essen der Staatseliten geht. Das kubanische Militär 

-
den Tourismussektor, indem es mit seinem eigenen 
Tourismusunternehmen Gaviota als drittgrößter 
Touristikveranstalter am Markt vertreten ist (Am-
merl 2007:50).
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Abb. 2: Deviseneinnahmen nach Sektoren  
(in Mrd. US-Dollar), 1990 – 2012
Quelle: Morris 2014:32.

Die wichtigsten Devisenquellen für Kuba stellen 
heute medizinische Dienstleistungen, der interna-

-
ten Erdölprodukten und der Export von minerali-
schen Rohstoffen, insbesondere Nickel, dar (Abb. 
2) (Suárez et al. 2012: 2726; Torres 2016: 1685).

Zu Beginn der 1990er wurde zunächst vor allem 
der Tourismussektor von der Staatsführung stark 
ausgebaut. Anknüpfend an eine lange touristische 
Tradition hatte die Staatsführung bereits Mitte der 
1980er Jahre damit begonnen, in Varadero, Cayo 
Coco und Cayo Guillermo bestehende internationa-
le Touristenressorts auszubauen und durch neue 
zu ergänzen (Whittle, Rey Santos 2006:85). Im 
Rahmen der wirtschaftlichen Neuorientierung An-
fang der 1990er hat die Regierung „den internatio-
nalen Tourismus zum Kernstück der Reintegration 
Kubas in die Weltwirtschaft erhoben“ (Hoffmann 
2009:109), so dass der Tourismus bald zum dyna-
mischen „Motor der Volkswirtschaft“ avancierte 
(Ammerl 2007:49). Der Boom im Tourismus seit 
Ende der 1990er Jahre wird als Hauptursache der 
hohen Wachstumsraten des Bruttoinlandspro-

gesehen (Suárez et al. 2012: 2727). Die Zahl der 
internationalen Touristenankünfte (Abb. 3) ist von 
rund 340.000 im Jahr 1990 auf 3,5 Mio. im Jahr 
2015 gestiegen (Wehrhahn, Widderich 2000:94; 
World Bank 2017). 2016 wurden erstmals über 4 
Mio. Touristenankünfte verzeichnet (Granma In-
ternational 2017).

Zwischen 1995 und 2005 bildete der Tourismus 
die wichtigste Devisenquelle, bevor er durch die 

noch höheren Einnahmen aus der Entsendung von 
medizinischen Fachkräften nach Venezuela auf den 
zweiten Platz verdrängt wurde (Morris 2014:32). 
Insbesondere das 2004 geschlossene ‚Öl-ge-
gen-Ärzte-Tauschgeschäft‘ mit Venezuela brachte 
Kuba im vergangenen Jahrzehnt große Mengen an 
Deviseneinnahmen ein, entweder direkt als Teil 
der Entlohnung der Fachkräfte, oder indirekt durch 
Re-Export des günstig aus Venezuela importierten 
Rohöls (Morris 2014:31). Im Jahr 2012 kamen 

-
nezuela (Morris 2014:33). Mit der zunehmenden 
Krise in Venezuela sind diese Einnahmen jedoch 
stark zurückgegangen (Hoffmann 2015:5). Auf-

in Folge der globalen Finanzkrise 2008-2010 sind 
auch die zuvor stark angestiegenen Einnahmen aus 
dem Nickel-Bergbau deutlich zurückgegangen und 
haben sich seither auf niedrigerem Niveau stabili-
siert (Torres 2016: 1685).

Abb. 3: Internationale Touristenankünfte in Kuba 
1989-2017
Quelle: eigener Entwurf auf Basis von Echtinger 2000:82; 
Granma International 2017; ONEI 2015:6;  
Wehrhahn, Widderich 2000:94; World Bank 2017.

Der forcierte Ausbau der genannten Sektoren er-
höhte zwar wie erhofft die Deviseneinnahmen des 
Staats und ermöglichte eine weitgehende Fortfüh-
rung des sozialistischen Systems, er blieb jedoch 
nicht ohne gravierende Folgen für die Umwelt. Ne-
ben dem Tourismus werden vor allem die Bergbau- 
und Ölförderaktivitäten als größte Bedrohung für 
die kubanische Umwelt angesehen (Díaz-Briquets, 
Pérez-López 2000:22; Maal-Bared 2006:354). Es 
zeigt sich zudem, dass gerade in den strategisch 
bedeutsamen Sektoren die verbesserten Umwelt-
richtlinien nur halbherzig angewandt oder gar ge-
zielt umgangen wurden.
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Beispielsweise hat Kuba zwar die Empfehlung 
des Gipfels von Rio 1992 umgesetzt, ein integrier-
tes Meeres- und Küstenmanagement einzufüh-
ren, klammert aus seinem Anwendungsbereich 
jedoch die ökologisch sensitive und wirtschaft-
lich bedeutsame Öl- und Gasförderung aus und 
ignoriert seine Leitlinien beim Ausbau der Küs-
tengebiete und ihrer touristischen Nutzung (Ger-
hartz-Abraham et al. 2016:73). Ebenso wurden 
Erdölexplorationsprojekte von den sonst üblichen 
institutionellen Konsultationen im Rahmen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Vorfeld aus-
genommen, um die Projekte schneller und ohne 
Einschränkungen durchführen zu können (Bell 
2011:253-254). Insbesondere der seit einigen Jah-
ren intensiv betriebene Ausbau der Ölförderung im 

wird mit Verunreinigungen und starken Belastun-
gen der marinen Systeme in Verbindung gebracht 
(Maal-Bared 2006:355).

Auch der Ausbau des Tourismussektors erfolgte 
oft unter Missachtung bestehender gesetzlicher 
Regelungen und war mit gravierenden Umweltfol-
gen verbunden. Dies zeigt sich beispielsweise an 
der touristischen Erschließung der Inselkette der 
Jardines del Rey (Gerhartz-Abraham et al. 2016:71; 
Ruiz Gutiérrez 2015a, 2015b). Seit Anfang der 
1990er Jahre wurden auf einigen der vorgelager-
ten Inseln, den sogenannten Cayos, Zentren des 
internationalen Tourismus errichtet, obwohl die 
Cayos als Ganzes unter der Protektion des Natio-
nalen Schutzgebietssystems stehen (Maal-Bared 
2006:354). Der massive Neubau von großen Hotel-
komplexen und Ressorts der Ober- und Luxusklas-
se in zuvor weitgehend naturbelassenen Gebieten 
führte zur Verfüllung von Lagunen, Abholzung von 
Mangroven und Zerstörung von Dünenkomplexen 
(Ammerl et al. 2006:132). Bis 2016 wurden bereits 
über 4.000 ha Mangroven zerstört (Sato 2016:1). 
Mit der Einrichtung neuer Ressorts ist zudem häu-

-
terland der Touristenressorts verbunden, die die 
wachsende Zahl an benötigten Arbeitskräften auf-
nehmen. In Varadero betrug der Flächenzuwachs 
der Beschäftigtensiedlungen seit 1990 etwa das 
Doppelte des Flächenzuwachses der Hotel- und 
Ressortanlagen (González-Pérez et al. 2016:65, 
68). Das Bevölkerungswachstum und die Urba-
nisierungsprozesse im Umfeld neuer Touristen-
anlagen tragen wesentlich zur Umweltbelastung 
bei. Zudem wurden mehrere, bis zu 48 km lange 
Dammstraßen im Flachwasserbereich zwischen 
der Küste und einzelnen Cayos aufgeschüttet, um 
eine Straßenverbindung zum Festland herzustellen 
(Maal-Bared 2006:355). Infolge der Zerschneidung 

von Lagunen und veränderter Strömungsverhält-
nisse kam es zu einem partiellen Absterben der 
Mangrovenvegetation in diesen Gebieten (Ammerl 
et al. 2006:132). Auch auf der Halbinsel von Hi-
cacos mit Varadero als Hotspot der kubanischen 
Tourismusindustrie fanden seit Anfang der 1990er 
Jahre „radikale Transformationen durch Hotelneu-
bauten“ (Ammerl et al. 2006:132) statt. Die Zahl 
der Hotelzimmer in Varadero stieg von etwa 4.000 
im Jahr 1990 auf rund 20.000 im Jahr 2013 an 
(González-Pérez et al. 2016:68). Derzeit entsteht in 
Varadero der größte Yachthafen der Karibik (Hoff-
mann 2015:6).

Auch in anderen Teilen Kubas erfolgte der rasche 
und forcierte Ausbau der touristischen Infrastruk-
tur mit Hilfe von ausländischen Investoren oft auf 
Kosten des Umweltschutzes. Die Zahl der großen 
Hotel- und Ressortanlagen erhöhte sich zwischen 
1990 und 1996 von 167 auf 237 (Maal-Bared 
2006:354). Insbesondere während der Bauphase 
dieser Projekte entstehen gravierende Umwelt-
schäden (Ruiz Gutiérrez 2015b:13). Viele bislang 
unbebaute und naturbelassene Küstenabschnitte 
oder Bergregionen wie die Sierra del Rosario und 
Guanahacabbibes, die Schweinebucht, Cayo Coco, 
Turiguano, Jiguey, Cayo Cruz und Cayo Guillermo 
wurden nun touristisch erschlossen und intensiv 
bebaut (Maal-Bared 2006:354). Von den 54 tou-
ristischen Neubauprojekten in Küstenregionen, 
die zwischen 2010 und 2014 durchgeführt wur-

-

angesiedelt (Ruiz Gutiérrez 2015b:13). In vielen 
-

nen-Management-Gesetzes bei touristischen Neu-
bauvorhaben missachtet (Ruiz Gutiérrez 2015a: 
1060) und ökologische Belange der ökonomi-
schen Zweckmäßigkeit geopfert (Díaz-Briquets, 
Pérez-López 2000:22). Der gegenwärtige Ausbau 
der touristischen Infrastruktur in den Küstenregio-
nen Kubas erscheint weder ökologisch noch sozial 
nachhaltig (Ruiz Gutiérrez 2015a: 1058).

Aus der touristischen Nutzung ergeben sich eine 
Reihe von Umweltproblemen in Küstenregio-
nen, wie die Beeinträchtigung der natürlichen 
Ressourcen durch Erosion und Abrasion, Boden-
degradation, Kontamination des Grundwassers, 
Verschmutzung der Küsten, wachsende Müllprob-
lematik, Verfüllung von Lagunen, veränderte Küs-
tendynamik, Degradierung von Mangroven und 
anderen Küstenvegetationsformen, Degradation 
von küstennahen Feuchtgebieten und Habitat-Ver-
luste (Ruiz Gutiérrez 2015a: 1058, 1061-1064; 
2015b:11). Viele der touristischen Ressorts verfü-
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gen entweder über keine oder nur ungenügende 
Kläranlagen, so dass Abwässer zur Kontamina-
tion der Küstengewässer beitragen (Maal-Bared 
2006:355).

Der Tourismus gilt inzwischen als größter Störfak-
tor für die marinen Ökosysteme Kubas (Maal-Bared 
2006:355). Insbesondere die einmaligen Korallen-
riffe vor den Küsten Kubas sind durch Schadstof-
feinträge aus Abwässern und durch den Tauchtou-
rismus stark gefährdet (Butcher 2006:535; Sato 
2016:1).

Die Ausbaumaßnahmen im Tourismussektor seit 
1990 zeigen deutlich, dass in Teilbereichen die 
alte sozialistische Mentalität der Unterwerfung 
und Beherrschung der Natur trotz aller Nachhal-
tigkeitsrhetorik weiterlebt. Noch immer werden 
im Zweifelsfall ganze Ökosysteme der Erreichung 
strategischer ökonomischer Ziele geopfert (Díaz-
Briquets, Pérez-López 2000:17). Die elaborierten 
Umweltgesetze und Belange des Natur- und Land-
schaftsschutzes wurden bei den touristischen Pla-
nungen und Ausbaumaßnahmen meist ignoriert 
(Ruiz Gutiérrez 2015b:11).

Auch der Nickel-, Chrom- und Kobaltbergbau, der 
vor allem in den Gebieten um Moa und Nicaro in-
tensiv betrieben wird, ist durch „extrem negative 
Umwelteingriffe“ (Ammerl et al. 2006:135) wie 
Entwaldung, Bodenverdichtung und Bodenerosion, 
Einleitung von Bergbauabwässern und Schlämmen 

sowie „Rodungen, Steinbrüche und Gruben, Indus-
trieanlagen, Kontamination von Böden, Flüssen, 
des Meeres und der Luft“ (Ammerl et al. 2006:135) 
gekennzeichnet und hat die betroffenen Regionen 
„verwüstet“ (Maal-Bared 2006:350) und „in eine 
nahezu vollständig degradierte Mondlandschaft“ 
verwandelt (Ammerl et al. 2006:135). Diese berg-
baulichen Eingriffe stellen ein besonderes Risiko 
dar, da sie in Regionen mit höchster Biodiversi-
tät und hoher Zahl endemischer Arten erfolgen 
(Maal-Bared 2006:354). Neben dem Tourismus 
trägt insbesondere der Bergbau zu einer verstärk-
ten Bodenerosion bei (Maal-Bared 2006:354). Bei 
der Festlegung der Gebietsgrenzen des Alexan-
der-von-Humboldt Nationalparks östlich von Moa 
wurden Gebiete mit Nickel- und Chromvorkommen 
ausgeklammert bzw. unter den Vorbehalt späte-
rer Ausbeutung gestellt (Hasdenteufel 2007:104). 
Selbst innerhalb der Kernzone des Parks, der die 
höchste nationale Schutzkategorie genießt und 

Chrom-Abbau in der Mine La Mercedita statt, die 
„einen Schwerpunkt der Kontamination der Ge-

wässer des Nationalparks“ darstellt und „deren Be-
trieb im Nationalparkgebiet nicht in Vereinbarung 
zu bringen [ist] mit den Vorgaben für den Natur-
schutz“ (Hasdenteufel 2007:116-117).

Betrachtet man die neuere Entwicklung der Na-
turressourcennutzung und Umweltdegradation 
auf Kuba, so fällt auf, dass die schwerwiegendsten 
Umweltzerstörungen seit 1990 von staatlichen Un-
ternehmen begangen wurden, insbesondere in den 
Sektoren Tourismus und Industrie, und hier vor 
allem durch den expandierenden Nickel-Bergbau 
(Bell 2011:247; Maal-Bared 2006). Die kleineren, 
auf individueller Ebene verursachten Umweltfol-
gen nach Beginn der Sonderperiode, z.B. durch il-
legalen Holzeinschlag, wilde Müllentsorgung oder 
illegale Jagd, stünden in keinem Verhältnis zu den 
großräumigen und umfänglichen Umweltzerstö-
rungen, die von staatlich gutgeheißenen Großpro-
jekten und staatlich geförderten Industrien her-
vorgerufen wurden (Maal-Bared 2006:356). Dass 
in Kuba gerade die staatlichen Unternehmen und 
staatliche Stellen die gröbsten Verstöße gegen die 
Umweltgesetze begehen, liegt auch in einer fehlen-
den Funktions- und Interessenstrennung zwischen 
Staat und Wirtschaft im Sozialismus begründet. 
Der kubanische Staat agiert in der Rolle des Inha-
bers, des Investors, des Planers und Entwicklers, 
soll aber gleichzeitig den Schutz der Umwelt vor 
ökonomischen Interessen garantieren (Whittle, 

-
wicklungsinteressen gegen die des Umweltschut-
zes durch (Díaz-Briquets, Pérez-López 2000:22).

Auch über die strategischen Devisensektoren hin-
aus bestehen erhebliche Probleme bei der Imple-
mentierung und Durchsetzung der kubanischen 
Umweltgesetze (Gerhartz-Abraham et al. 2016:72). 
Die ungenügende und nachlässige Umweltschutz-
praxis in Kuba steht in scharfem Kontrast zu dem 
positiven Bild, das sich aus dem umweltrechtli-
chen und institutionellen Rahmen ergibt (Whittle, 
Rey Santos 2006:94). Das ausgefeilte Umweltrecht 
bleibt in vielen Fällen ein  zahnloser „Papier-Tiger“ 
(Whittle, Rey Santos 2006:94). Die bestehenden Ge-
setze werden oft nicht umgesetzt, die zuständigen 
Institutionen sind schwach und können sich nicht 
gegen die Autorität der wirtschaftsbezogenen Mi-
nisterien durchsetzen (Díaz-Briquets, Pérez-López 
2000:6). Die Rolle der Umweltbehörden in Kuba 
beschränkt sich daher auf die Rollen des Moti-
vierens und Vorschlagens, aber nicht auf die des 
Durchsetzens von Maßnahmen (Díaz-Briquets, Pé-
rez-López 2000:46-47). Ein hoher Grad an Zentra-
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lismus schränkt Handlungsspielräume auf lokaler 
Ebene ein (Cabello et al. 2012:575). Partizipative 
Ansätze, zentraler Bestandteil des Konzepts nach-
haltiger Entwicklung, werden in Kuba weitgehend 
ausgeklammert (Gerhartz-Abraham et al. 2016:72). 
Es fehlt an Geld, Personal und politischem Willen in 
den zuständigen staatlichen Stellen und Institutio-
nen, um umweltpolitische Maßnahmen, regelmäßi-
ges Umweltmonitoring und eine effektive Kontrolle 
der Einhaltung der Umweltgesetze durchzuführen 
(Bell 2011:255; Cabello et al. 2012:576).

Fazit

Ungeachtet der Frage, ob die ökonomische und 
ökologische Neuausrichtung der kubanischen Po-
litik nach 1990 aus einer tiefen Überzeugung von 
der Notwendigkeit umweltverträglichen Wirt-
schaftens erfolgte oder aus der Notlage erwuchs, 
die sich unter dem Motto der Nachhaltigkeit in ein 
positives Licht rücken lassen, bleibt festzuhalten, 
dass die kubanische Führung in vielen Bereichen 
recht erfolgreich eine Wende hin zu mehr Umwelt- 
und Ressourcenschutz vollzogen hat. Das lässt sich 
eindrucksvoll an der Entwicklung eines elaborier-
ten rechtlichen und institutionellen Rahmens der 
staatlichen Umweltpolitik zeigen. Ebenso sind die 
erfolgreichen Schritte seit 1990 hin zu verbesser-
ter Umweltverträglichkeit im Bereich der ökologi-
schen Landwirtschaft, der Energieeinsparung, im 
öffentlichen Nahverkehr, bei der Reduktion von 
Transportwegen und bei der nationalen Schutzge-
bietskonzeption nicht von der Hand zu weisen. In 
anderen Bereichen dagegen ist von ökologischen 
Verbesserungen wenig zu erkennen, wie beispiels-
weise im Bereich der Energieversorgung, wo noch 

-
wonnen wird und der Ausbau der erneuerbaren 
Energien bislang eher symbolischen Charakter hat.

In der jüngsten Nationalen Umweltstrategie Ku-
bas von 2011 wurden Bodenerosion, Entwaldung, 
Umweltverschmutzung und Emissionen, Biodi-
versitätsverlust, Wasserknappheit und der Klima-
wandel als die größten umweltpolitischen Heraus-
forderungen benannt (CITMA 2011). Dort werden 
als Hauptverursacher dieser Umweltprobleme der 
Nickel-Bergbau, die Öl-und Gasextraktion in küs-
tennahen Gebieten und der expansive Tourismus-
sektor genannt. Interessanterweise sind es gerade 
diese Sektoren, bei denen die kubanische Regie-
rung in der Anwendung der Umweltschutzgesetze 
die größten Ausnahmen zugesteht oder von der 
Durchsetzung bestehenden Rechts absieht. Dieses 
scheinbar paradoxe Verhalten der kubanischen 
Regierung lässt sich nur, wie in diesem Beitrag 

dargelegt, anhand der großen strategischen Be-
deutung des Bergbau-, Öl- und Tourismussektors 
sowie der lukrativen ökonomischen Teilhabe der 
Staatseliten an diesen Sektoren erklären. Offenbar 
gilt auch im Falle Kubas einmal mehr, dass ökologi-
sche Belange hinter den harten ökonomischen In-
teressen zurückstehen müssen, aller idealistischen 
Nachhaltigkeitsrhetorik der kubanischen Führung 
zum Trotz. Angesichts des Ausfalls der Devisenzu-

der dortigen schweren ökonomischen und politi-
schen Krise dürften die genannten Sektoren in Zu-
kunft noch größere Bedeutung erhalten. Letztlich 
gefährdet Kuba durch seine selektive Aussetzung 
der zumindest rhetorisch vertretenen Nachhal-
tigkeitsprinzipien in den strategischen Sektoren 
Tourismus, Ölförderung und Bergbau nicht nur die 
vermeintlichen Bemühungen um verbesserte öko-
logische Nachhaltigkeit, sondern setzt damit auch 
die soziale und ökonomische Nachhaltigkeit aufs 
Spiel und damit viele der in Kuba mit Stolz betrach-
teten Errungenschaften der Revolution wie sozi-
ale Gerechtigkeit, egalitäre Teilhabe und geringe  
sozio-ökonomische Disparitäten.
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